
5.Vorsorgevollmacht


Die Vorsorgevollmacht ist ein wichtiger Bestandteil Ihres Notfallordners. Wie es der Begriff bereits zum Ausdruck bringt, wird mit einer Vorsorgevollmacht eine Person bevollmächtigt, im Falle der Geschäftsunfähigkeit bestimmte Entscheidungen für Sie zu treffen. Der Vollmachtsgeber kann eine oder mehrere Personen bestimmen und diese mit der Wahrnehmung persönlicher und finanzieller Angelegenheiten beauftragen.

Bei Vorliegen einer Vorsorgevollmacht kein Betreuungsverfahren
Ein wesentlicher Vorteil der Vorsorgevollmacht liegt darin begründet, dass durch die Erteilung der Vollmacht kein gerichtliches Betreuungsverfahren für die entsprechenden Vollmachtsbereiche veranlasst werden muss. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass beim Fehlen einer Vorsorgevollmacht das Gericht eine Vertrauensperson bestimmt, die die Betreuung der kranken oder hilfsbedürftigen Person übernimmt und stellvertretend für sie die Rechtsgeschäfte durchführt.

Das Rechtsverhältnis Vollmachtsgeber und Bevollmächtigter
Die Erteilung einer Vorsorgevollmacht stellt rechtlich eine Willenserklärung dar. Der Vollmachtsgeber überträgt dem Bevollmächtigten für den Fall, dass er selbst nicht mehr in der Lage ist Entscheidungen zu treffen, die Entscheidungsbefugnis für bestimmte Lebens- und Geschäftsbereiche. Insofern handelt es sich bei der Vorsorgevollmacht um eine Befugnis für einen unbestimmten, noch nicht vorhersehbaren Zeitpunkt. Eine Vorsorgevollmacht kann, wie oben bereits dargestellt, auch an mehrere Personen übertragen werden.

Die Rechtsgrundlage der Vorsorgevollmacht
Generell ist eine Vorsorgevollmacht eine einseitige Willenserklärung des Vollmachtsgebers. Der Widerruf ist insofern rechtlich jederzeit möglich. Das Rechtsverhältnis zwischen Vollmachtsgeber und Bevollmächtigtem ist nach § 662 ff. BGB geregelt. Der Bevollmächtigte ist dazu verpflichtet, entsprechend der inhaltlich aufgeführten Vollmachtsbereiche, im Sinne des Vollmachtgebers zu entscheiden. Rechtlich begleitet wird das Handeln des Bevollmächtigten durch § 164 ff. BGB.

Inhaltlicher Umfang der Vorsorgevollmacht
Eine Vorsorgevollmacht kann als sogenannte Generalvollmacht erteilt werden oder sie kann selektiv nur bestimmte Vorsorgebereiche einbeziehen. Die Generalvollmacht deckt inhaltlich alle persönlichen und finanziellen Rechtsgeschäfte ab. Im folgenden Abschnitt werden die beiden Vollmachts- und Befugnisbereiche inhaltlich dargestellt.




1. Der erste Bereich bezieht sich auf den persönlichen Bereich der Vermögenssorge. Hierzu zählen beispielsweise die Verfügung über Geldgeschäfte und die Verwaltung persönlicher Bankkonten. Zudem werden mit diesem Teil der Willenserklärung Grundstücksgeschäfte, Darlehensgeschäfte sowie die Vertretungsbefugnis gegenüber Institutionen und öffentlichen Behörden abgedeckt.

2. Der zweite Teilbereich der Vorsorgevollmacht befasst sich inhaltlich mit persönlichen Angelegenheiten des Vollmachtgebers. Geht es beispielsweise um Fragen einer ärztlichen Behandlung oder einer medizinischen Maßnahme, so wird genau dieses mit diesem Vollmachtsbereich abgedeckt. Auch Entscheidungen über eine eventuelle Unterbringung in einem Pflegeheim oder in einem Altersheim können an dieser Stelle der Vorsorgevollmacht explizit geäußert und schriftlich fixiert werden.

3. Wir empfehlen, dass neben den beiden hier aufgeführten Vollmachtsbereichen weitere spezielle Befugnisse ergänzend vereinbart und beurkundet werden sollten. Hierzu würde beispielsweise die Befugnis zählen, Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Übertragung
einer Vorsorgevollmacht ausführen zu können. Auch Themenbereiche, wie die Geltungsdauer einer Vorsorgevollmacht, können Gegenstand einer ergänzenden Vollmachtserteilung sein.


Form und Umfang einer Vorsorgevollmacht
Formal kann eine Vorsorgevollmacht grundsätzlich frei gestaltet werden. Theoretisch möglich und rechtlich abgesichert wäre sogar eine mündliche Vollmachtserteilung. Bezieht man allerdings Fragen zu einer späteren Beweisführungen in die Überlegungen mit ein, so wird sehr schnell deutlich, wie wichtig das schriftliche Verfassen einer Vorsorgevollmacht letztendlich ist. Zum Umfang einer schriftlichen Darstellung empfehlen wir, sie möglichst umfassend anzufertigen. Erst eine klar definierte und umfassende Willenserklärung gibt dem Vollmachtsgeber letztendlich die Sicherheit, dass nicht doch ein gerichtliches Betreuungsverfahren eingeleitet wird.

Beglaubigung und Beurkundung
Muss die Vorsorgevollmacht generell von einem Notar erstellt und beurkundet werden?
Nein, es gibt aber bestimmte Rechtsgeschäfte, bei denen eine öffentliche Beglaubigung oder eine notarielle Beurkundung sinnvoll sind. Wenn Sie als Vollmachtgeber wünschen, dass der Bevollmächtigte jederzeit und ohne Bedingungen eine Immobile verkaufen, beleihen oder vermieten kann. Damit der Bevollmächtigte Grundstücksgeschäfte gegenüber dem Grundbuchamt vollziehen kann, ist eine öffentliche Beglaubigung der Vorsorgevollmacht erforderlich, um diese Vollmacht gegenüber dem Grundbuchamt nachweisen zu können (§ 29 der Grundbuchordnung).

Diese Beglaubigung kann entweder durch die Betreuungsbehörde oder durch einen Notar erfolgen.

Es gibt natürlich auch Ausnahmesituationen, wie z.B. Aufnahme von Verbraucherdarlehen oder die Errichtung einer unwiderruflichen Vollmacht, in diesen Fällen ist eine notarielle Beurkundung zwingend erforderlich.



Für alle anderen Vollmachtsangelegenheiten ist grundsätzlich die öffentliche Beglaubigung oder notarielle Beurkundung nicht notwendig.

Durch die Beglaubigung wird verhindert, dass später eventuelle Diskussionen und Zweifel bezüglich der Geschäftsfähigkeit des Vollmachtsgebers aufkommen könnten. Nachfolgend haben wir einige wesentliche Vorteile einer öffentlichen Beglaubigung oder notariellen Beurkundung/Beglaubigung dargestellt.

Überprüfung der Identität
Bei der Beglaubigung überprüft die Betreuungsbehörde oder der Notar die Identität des Vollmachtgebers. Diesem Punkt kommt insofern eine wichtige Bedeutung zu, als dass sich ein Betroffener im Versorgungsfall möglicherweise selbst nicht mehr äußern kann.


Aufbewahrung der Vorsorgedokumente
Da diese Dokumente im Ernstfall elementar wichtig sind, sollten Sie diese so aufbewahren, dass diese im Ernstfall jederzeit verfügbar, sowie geschützt vor Elementarschäden und Missbrauch sind.
Hierfür gibt es professionelle Dienstleister.

Speicherung im Zentralen Vorsorgeregister
Eine ergänzende Möglichkeit der Vollmachtsspeicherung kann durch die Meldung an das Zentrale Vorsorgeregister erreicht werden. Dieses wird auf Wunsch des Vollmachtgebers durch den Notar oder durch einen professionellen Dienstleister veranlasst.
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Die Betreuungsverfügung ist eine Willensäußerung, mit der Sie im Voraus Ihre Interessen für den Fall der Betreuungsbedürftigkeit äußern können. Gerichtet wird die Verfügung an das zuständige Betreuungsgericht. Der Begriff der Betreuung ist in diesem Zusammenhang keineswegs gleichzusetzen mit Fachbegriffen wie Bevormundung oder etwa Vormundschaft. Juristisch betrachtet unterstützt der Betreuer eine pflegebedürftige Person und vertritt sie in wichtigen persönlichen und rechtlichen Angelegenheiten.

Umfang einer Betreuungsverfügung
Die Betreuung eines Vollmachtgebers kann sich entweder auf bestimmte, klar formulierte Teilbereiche der Lebensführung beziehen oder sie kann das gesamte Spektrum persönlicher und finanzieller Angelegenheiten einbeziehen. Das Aufgabenspektrum, welches in der Betreuungsverfügung explizit festgeschrieben wird, kann beispielsweise die Vermögenssorge, die Gesundheitsfürsorge oder die Aufenthaltsbestimmung umfassen.

Betreuungsverfügung und Vormundschaftsgericht
Mit der Betreuungsverfügung haben Sie die Möglichkeit, im Vorfeld eine vertrauenswürdige Person zu benennen, die im Notfall vom Vormundschaftsgericht zu Ihrem gesetzlichen Vertreter bzw. gesetzlichen Betreuer bestimmt werden soll. Für den Fall, dass dem Vormundschaftsgericht keine Namensnennung vorliegt, wird das Gericht eine Person bestimmen, die aus dem persönlichen oder verwandtschaftlichen Bereich des Betroffenen stammt. In einer Betreuungsvollmacht können Personen auch explizit durch den Vollmachtgeber ausgeschlossen werden.

Inhalt und Form der Betreuungsvollmacht
In einer Betreuungsverfügung geben Sie, als Vollmachtgeber, zunächst die persönlichen Daten des von Ihnen gewünschten Vertreters an. Ergänzt wird die Angabe einer Betreuungsperson durch die Benennung einer Ersatzperson. In einem weiteren Gliederungspunkt stellen Sie schließlich den konkreten Umfang der von Ihnen gewünschten Betreuung dar. Die einzelnen Aufgabenbereiche haben wir nachfolgend aufgeführt.


1. Gesundheitsfürsorge: Hier geht es beispielsweise um ärztliche Behandlungen und/oder medizinische Heilbehandlungen.

2. Aufenthalt und Wohnung: Hier können Sie Angaben über eine eventuelle Heimunterbringung und/oder über eine mögliche Wohnungsauflösung machen. Zudem kann es in diesem Zusammenhang um persönliche Rechte und Pflichten aus einem bestehenden Mietvertrag gehen. Auch Bereiche wie die Pflege sowie die Pflegeunterbringung können an dieser Stelle thematisiert werden und schriftlich fixiert werden. Gerade Teilbereiche wie „unterbringungs- ähnliche Maßnahmen“ oder „Freiheitsentziehende Maßnahmen“ nach § 1906 Abs. 1 BGB können hier inhaltlich angesprochen und schriftlich festgehalten werden.



3. Vermögenssorge: Dieses Aufgabenfeld bezieht sich auf Bankgeschäfte und Vermögensverwaltung. Zudem umfasst dieser Gliederungspunkt alle Rechtshandlungen und Rechtsgeschäfte im In- und Ausland.

4. Postverkehr und den Fernmeldeverkehr: Hier werden Entscheidungen über den Fernmeldeverkehr festgehalten sowie Angaben zum Entgegennehmen und Öffnen der persönlichen Post gemacht.

5. Behörden und Institutionen: Hier geht es konkret um Angelegenheiten im Zusammenhang mit staatlichen Behörden, mit gesetzlichen und privaten Versicherungen sowie mit Sozialversicherungsträgern.



Neben der Festlegung des konkreten Betreuungsumfangs können Sie zudem Angaben darüber machen, wie bestimmte Teilbereiche durchgeführt werden sollen. So kann beispielsweise ein Pflegeheim, in welches Sie eingewiesen werden möchten, konkret benannt werden. Mit Verweis auf eine Patientenverfügung können Sie auch Wünsche dazu äußern, welche ärztlichen und medizinischen Behandlungsmethoden in bestimmten Krankheitssituationen bei Ihnen durchgeführt werden sollen und welche Sie bereits im Vorfeld ausschließen möchten.


